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Sehr geehrte Mandanten,

ein Problem im Steuerrecht ist, dass es auch immer so pingelig genau

genommen werden muss. Ein schönes Beispiel ist eine Verfügung der

OFD Frankfurt/Main vom 31.7.2017 zur lohnsteuerlichen Behandlung

einer BahnCard:

Wenn der Chef einem Mitarbeiter eine Bahncard zur Verfügung stellt,

die dieser auch privat nutzen darf, kann das lohnsteuerliche Konse-

quenzen haben. Es kommt darauf an, ob der Chef die Kosten für die

Bahncard bei den Fahrkartenkosten auch wirklich wieder rausholt.

Unabhängig von der privaten Nutzung liegt ein überwiegend betrieb-

liches Interesse vor, wenn die ersparten Kosten für Einzelfahrscheine

der Berufsreisen die Kosten der BahnCard übersteigen oder wenigstens

erreichen. Dann liegt kein Arbeitslohn vor, und der Mitarbeiter darf die

BahnCard auch ohne Lohnsteueranfall privat nutzen.

Geht diese Rechnung hingegen nicht auf, muss der Preis der BahnCard

zunächst lohnversteuert werden. Die durch sie ersparten Reisekosten

können dann monatsweise oder am Ende des Gültigkeitszeitraums den

steuerpflichtigen Arbeitslohn wieder mindern.

Da die Besteuerungsentscheidung aber bereits bei Hingabe der Bahn-

Card erfolgen muss, muss der Chef eine Prognoserechnung aufstellen

und vorliegen haben, ob er von einer Teil- oder Vollamortisation aus-

geht. Nur im letzten Fall darf die Lohnsteuer dann außen vor bleiben.

Das Bonbon dabei: Tritt eine prognostizierte Vollamortisation aus

unvorhersehbaren Gründen (z. B. Krankheit) nicht ein, ist keine Nach-

versteuerung vorzunehmen...

Eine informative Lektüre wünscht Ihnen

Ralf Eisenmenger, Gabriele Henke
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Die Informationen in diesem Mandantenbrief wurden sorgfältig ausge-
wählt und zusammengestellt. Doch beachten Sie bitte, dass dieser Ser-
vice weder eine Beratung ersetzt, noch einen Beratervertrag darstellt.
Bitte haben Sie deshalb Verständnis dafür, dass wir keine Gewährleistung
für die Richtigkeit oder Aktualität der hier wiedergegebenen Informatio-
nen übernehmen. Bei einem Rechts- oder Steuerproblem vereinbaren Sie
deshalb einen Termin in unserer Kanzlei. Nur hier erhalten Sie eine ver-
bindliche Beratung, die auf Ihr persönliches Problem bezogen ist.
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Alle 
Steuerzahler

Termine: Steuern und Sozialversicherung

10.11.

�� Umsatzsteuer

�� Lohnsteuer

�� Kirchensteuer zur Lohnsteuer

Die dreitägige Zahlungsschonfrist endet am 13.11. für den Eingang der 

Zahlung.

15.11.

�� Gewerbesteuer

�� Grundsteuer

Die dreitägige Zahlungsschonfrist endet am 20.11. für den Eingang der 

Zahlung.

Zahlungen per Scheck gelten erst drei Tage nach Eingang des Schecks 

bei der Finanzbehörde (Gewerbesteuer und Grundsteuer: bei der Ge-

meinde- oder Stadtkasse) als rechtzeitig geleistet. Um Säumniszu-

schläge zu vermeiden, muss der Scheck spätestens drei Tage vor dem 

Fälligkeitstag vorliegen

Fälligkeit der Sozialversicherungsbeiträge November 2017

Die Beiträge sind in voraussichtlicher Höhe der Beitragsschuld spätes-

tens am drittletzten Bankenarbeitstag eines Monats fällig. Für Dezem-

ber ergibt sich demnach als Fälligkeitstermin der 28.11.2017.

Häusliches Arbeitszimmer: BMF-Schreiben zu  
einkommensteuerlicher Behandlung

In einem ausführlichen Schreiben vom 06.10.2017 behandelt das Bun-

desfinanzministerium (BMF) die einkommensteuerliche Behandlung 

der Aufwendungen für ein häusliches Arbeitszimmer nach §§ 4 Absatz 

5 Satz 1 Nr. 6b, 9 Absatz 5 und 10 Absatz 1 Nr. 7 EStG.

Geklärt wird unter anderem der Begriff des häuslichen Arbeitszimmers 

und die Frage, welche Aufwendungen zu denen für ein häusliches Ar-

beitszimmer gehören. Auch die Frage, wann ein häusliches Arbeits-

zimmer den Mittelpunkt der gesamten betrieblichen und beruflichen 

Betätigung bildet, wird behandelt. Das BMF geht auch auf die Folgen 

einer Nutzung des Arbeitszimmers durch mehrere Steuerpflichtige, 

einer nicht ganzjährigen Nutzung des häuslichen Arbeitszimmers so-

wie einer Nutzung zu Ausbildungszwecken und in Zeiten der Nichtbe-

schäftigung ein.

Das Schreiben ist auf den Seiten des BMF (www.bundesfinanzminis-

terium.de) über dem Pfad „Themen/Steuern/Aktuelles“ zu finden und 

steht dort als pdf-Datei bereit.

BMF-Schreiben vom 06.10.2017, IV C 6 - S 2145/07/10002 :019

Finanzamt: Zuständigkeit egal?

Der Einwurf einer Steuererklärung am letzten Tag der Antragsfrist ist 

selbst dann fristwahrend, wenn er beim unzuständigen Finanzamt er-

folgt. Dies hat das FG Köln in zwei Urteilen entschieden.

Die Kläger warfen ihre Steuererklärungen 2009 am 31.12.2013 gegen 

20.00 Uhr bei einem unzuständigen Finanzamt ein. Das zuständige 

Finanzamt lehnte eine Veranlagung mit der Begründung ab, dass die 

Erklärung erst 2014 an es weitergeleitet worden sei. Der Antrag auf 

Durchführung einer Veranlagung sei damit erst nach Ablauf der vier-

jährigen Festsetzungsfrist und damit verspätet gestellt worden.

Dem folgte das FG Köln nicht und verpflichtete das Finanzamt, die Ver-

anlagungen für 2009 durchzuführen. Er vertrat die Auffassung, es sei 

gesetzlich nicht vorgeschrieben, dass ein Veranlagungsantrag beim zu-

ständigen Finanzamt eingehen müsse. Auch könne die Finanzverwal-

tung einem steuerlich unberatenen Bürger nicht die Unzuständigkeit 

eines Finanzamts vorhalten, wenn sie selbst nach außen als einheitli-

che Verwaltung auftrete.

Schließlich gehe auch der Einwurf der Erklärungen außerhalb der übli-

chen Bürozeiten nicht zulasten der Kläger. Insoweit habe die Finanzver-

waltung einen generellen Empfangs- beziehungsweise Zugangswillen.

Das beklagte Finanzamt hat die zugelassenen Revisionen eingelegt. 

Die Verfahren werden beim Bundefinanzhof unter den Aktenzeichen VI 

R 37/17 und VI R 38/17 geführt.

FG Köln, Urteile vom 23.05.2017, 1 K 1637/14 und 1 K 1638/14, nrkr

Spende als Schenkungsauflage: Abzug ausgeschlossen

Wer Geld unter der Auflage geschenkt bekommt, einen Teil davon an 

eine gemeinnützige Organisation weiterzuleiten, kann den weitergelei-

teten Betrag nicht als „Spende“ in seiner Einkommensteuererklärung 
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verbuchen. Für eine Spende fehle es unter anderem an der Freiwillig-

keit der Hingabe des Betrages, so das Finanzgericht (FG) Düsseldorf.

Die Klägerin hatte von ihrem Ehemann vor dessen Tod 400.000 Euro 

unter der Auflage geschenkt bekommen, dass sie 130.000 Euro davon 

an eine gemeinnützige Organisation weiterleitet. Die Klägerin erfüll-

te die Auflage und erhielt von der Organisation eine auf sie lautende 

Spendenquittung. In ihrer Einkommensteuererklärung gab die Klägerin 

die Zahlung der 130.000 Euro als Spende an. Das Finanzamt versagte 

indes einen entsprechenden Sonderausgabenabzug, weil es am Merk-

mal der „Freiwilligkeit“ der Zuwendungen fehle. 

Die hiergegen gerichtete Klage hatte keinen Erfolg. Die Voraussetzun-

gen für einen Spendenabzug seien nicht erfüllt, so das FG, weil es an 

den Merkmalen der Freiwilligkeit und der wirtschaftlichen Belastung 

fehle. Die Klägerin habe die Zahlungen nicht freiwillig geleistet, da sie 

gegenüber dem Erblasser zur Zahlung rechtlich verpflichtet und da-

her in ihrer Willensbestimmung nicht mehr frei gewesen sei. Sie habe 

daher keine eigene Ausgabenentscheidung getroffen, sondern eine ihr 

auferlegte Verpflichtung erfüllt.

Die Spende könne auch deshalb nicht der Klägerin zugerechnet wer-

den, weil es an einer wirtschaftlichen Belastung fehle. Nur bei einer 

wirtschaftlichen Belastung des Abzugsberechtigten sei ein Abzug als 

Sonderausgabe, hier der Spende, zur Ermittlung der steuerlichen Leis-

tungsfähigkeit gerechtfertigt. Daran fehle es hier. Denn der gesamte 

Betrag von 400.000 Euro sei zwar schenkweise in das Eigentum der 

Klägerin übergegangen, jedoch von vornherein geschmälert um die an-

haftende Weitergabeverpflichtung an die Spendenempfänger. Folglich 

fehle es an einer Wertabgabe der Klägerin in Höhe dieser Verbindlich-

keit. Die Klägerin sei vielmehr mit der Schenkung von vorneherein um 

den Nettobetrag, also um 270.000 Euro, bereichert und damit ihre 

wirtschaftliche Leistungsfähigkeit in keiner Weise gemindert, sondern 

gestärkt worden.

Finanzgericht Düsseldorf, Urteil vom 26.01.2017, 9 K 2395/15 E

Außergewöhnliche Belastungen: Keine Verteilung auf 
mehrere Veranlagungszeiträume möglich

Wirken sich außergewöhnliche Belastungen in dem Veranlagungszeit-

raum, in dem sie geleistet werden, mangels eines hinreichenden Ge-

samtbetrags der Einkünfte nicht aus, sieht das Gesetz keine Möglich-

keit vor, den restlichen Betrag in einen anderen Veranlagungszeitraum 

zu übertragen oder ähnlich der Regelung in § 82b EStDV auf mehrere 

Veranlagungszeiträume zu verteilen. Dies hebt der BFH hervor.

So gelte § 10d EStG nur für Einkünfte, nicht aber für außergewöhnliche 

Belastungen oder Sonderausgaben. Ebenso fehle eine § 7 EStG oder § 

82b EStDV vergleichbare Regelung in § 33 EStG. Eine Gesetzeslücke, 

die eine analoge Anwendung des § 7 EStG, § 82b EStDV oder § 10d 

EStG nahelegen würde, liege nicht vor. Aus der gesetzlichen Reihenfol-

ge in § 10d Absatz 1 Satz 1 EStG, wonach negative Einkünfte vorrangig 

vor den Sonderausgaben, außergewöhnlichen Belastungen und sons-

tigen Abzugsbeträgen in den vorangegangenen Veranlagungszeitraum 

rückgetragen werden, lasse sich im Gegenteil im Einklang mit dem Ge-

setzeswortlaut in § 33 EStG der Grundsatz ableiten, dass derjenige, der 

keine positiven Einkünfte erzielt, auch keine privaten Aufwendungen 

abziehen kann, und zwar sowohl intra- als auch interperiodisch.

Im zugrunde liegenden Fall hatten die Kläger ihr Haus im Jahr 2011 

behindertengerecht umbauen lassen. In ihrer Einkommensteuererklä-

rung für 2011 machten sie Umbaukosten von 60.000 Euro als außer-

gewöhnliche Belastungen geltend und beantragten, den Restbetrag 

auf die folgenden beiden Veranlagungszeiträume zu verteilen. Hiermit 

drangen sie nicht durch: Im Streitfall habe sich nicht der gesamte Be-

trag, den die Kläger für den Umbau des Hauses aufgewendet haben, 

ausgewirkt, weil den Ausgaben im Jahr ihrer Verausgabung ein zu ge-

ringer Gesamtbetrag der Einkünfte gegenübergestanden habe, so der 

BFH. Dies sei Folge der Entscheidung des Gesetzgebers für das in § 

11 Absatz 2 EStG normierte Abflussprinzip in Verbindung mit dem 

Grundsatz der Abschnittsbesteuerung sowie dem Umstand, dass das 

Einkommensteuergesetz eine Verteilungsregel in andere Veranla-

gungszeiträume in einem solchen Fall nicht vorsieht. Ein den gesetz-

lichen Wertungen widersprechendes Ergebnis sei darin nicht zu erbli-

cken. Die Steuerunerheblichkeit von den Gesamtbetrag der Einkünfte 

überschreitenden außergewöhnlichen Belastungen sei vielmehr der 

einkommensteuerlichen Systematik, insbesondere der in § 2 EStG vor-

gegebenen Ermittlung des zu versteuernden Einkommens, geschuldet 

und könne daher in der Regel eine hiervon abweichende Steuerfestset-

zung aus Billigkeitsgründen nicht rechtfertigen.

Bundesfinanzhof, Beschluss vom 12.07.2017, VI R 36/15
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Versicherung- und Feuerschutzsteuer:  
Neue Steuernummern werden vergeben

Im Bereich der Versicherung- und Feuerschutzsteuer gelten ab dem 

01.11.2017 neue Steuernummern. Grund hierfür sind laut Bundeszent-

ralamt für Steuern (BZSt) technische Änderungen.

Derzeit werden nach Angaben des Amtes Informationsschreiben mit 

der Bekanntgabe der neuen Steuernummer sowie der geänderten 

Bankverbindung des BZSt (Bundesbankfiliale Saarbrücken, IBAN: DE89 

5900 0000 0059 0010 70, BIC: MARKDEF1590) für die Entrichtung 

der Versicherung- und Feuerschutzsteuer versandt.

Ferner werde darüber informiert, dass die bisher erteilten SEPA-Last-

schriftmandate ab dem 01.11.2017 nicht weiter gelten und für die weite-

re beziehungsweise erstmalige Teilnahme am Lastschrifteinzugsverfah-

ren die Erteilung eines neuen SEPA-Lastschriftmandats notwendig ist.

Das BZSt weist darauf hin, dass diese im Umlauf befindlichen Schrei-

ben tatsächlich vom BZSt stammen und die darin beschriebenen Än-

derungen zum 01.11.2017 eintreten.

Bundeszentralamt für Steuern, PM vom 22.09.2017

Mietvertrag mit Eltern trotz ausbleibender Miete 
nicht sofort gekündigt: Mietverhältnis kann dennoch 
Fremdvergleich standhalten

Kündigt ein Vermieter ein Mietverhältnis mit seinen Eltern nicht so-

fort, nachdem diese in ein Pflegeheim gezogen sind und keine Miete 

mehr zahlen, so muss dies seiner Vermietungsabsicht nicht entgegen-

stehen. Das gilt insbesondere dann, wenn das Mietverhältnis sehr lan-

ge bestand und zuvor einem Fremdvergleich standhielt, wie der Bun-

desfinanzhof (BFH) entschieden hat.

Der Kläger erwarb von seinen Eltern 1992 das von ihnen selbst genutz-

te Einfamilienhaus. Dieses vermietete er seither an seine Eltern. Die 

Mietdauer betrug insgesamt etwa 17 Jahre. Im November 2008 zogen 

die Eltern des Klägers in ein Pflegeheim. Gleichzeitig wurde ihre Be-

treuung angeordnete. Der monatliche Mietzins betrug zunächst 700 

Euro und ab Juli 2003 600 Euro. Seit der Unterbringung in das Pflege-

heim zahlten die Eltern keine Miete mehr. Nach Angaben des Klägers 

wurde das Mietverhältnis in der Vergangenheit mehrfach überprüft 

und bis zum Streitjahr (2009) als unter Fremden üblich anerkannt. Der 

Kläger kündigte das Mietverhältnis mit Telefax vom 01.06.2009 frist-

los und forderte die Betreuerin auf, das Haus bis zum 30.06.2009 zu 

räumen. Das Haus wurde schließlich bis Ende Juli 2009 geräumt.

Den vom Kläger für das Streitjahr geltend gemachten Werbungskos-

tenüberschuss aus der Vermietung des Hauses in Höhe von 16.830 

Euro ließ das beklagte Finanzamt im Einkommensteuerbescheid für 

2009 unberücksichtigt. Der Kläger habe nicht nachgewiesen, dass die 

erforderliche Vermietungsabsicht fortbestanden habe. Da er bereits 

im Februar 2009 das Haus zum Verkauf angeboten habe, könnten die 

geltend gemachten Werbungskosten nicht mehr den Einkünften aus 

Vermietung und Verpachtung zugerechnet werden. Die hiergegen ge-

richtete Klage hatte erst vor dem BFH Erfolg.

Das FG hatte seine Entscheidung, das Mietverhältnis halte im Streit-

jahr einem Fremdvergleich nicht mehr stand, im Wesentlichen darauf 

gestützt, dass seit der Unterbringung der Eltern in das Pflegeheim 

keine Mietzahlungen mehr geleistet worden sind und damit das Miet-

verhältnis tatsächlich nicht mehr wie vereinbart durchgeführt worden 

ist. Der Kläger habe das Ausbleiben der Mietzahlungen über ein hal-

bes Jahr unbeanstandet gelassen und sich daher nicht wie ein fremder 

Vermieter verhalten. Gegenüber einem fremden Dritten hätte der Klä-

ger seinen Mietanspruch gerichtlich geltend gemacht, im Zweifel das 

Mietverhältnis nach § 543 BGB bereits mit Ablauf des Januars 2009 

– und nicht wie geschehen erst im Juni 2009 – fristlos gekündigt und 

notfalls im Klagewege auf einer Räumung zu einem früheren Zeitpunkt 

bestanden.

Der BFH ist dieser Würdigung entgegengetreten. Es sei falsch, dass sich 

der Kläger im Streitfall in der Durchführung und Abwicklung des Miet-

verhältnisses nicht wie ein fremder Vermieter verhalten habe. Zwar sei 

das FG im Ausgangspunkt zutreffend davon ausgegangen, dass ein Ver-

mieter regelmäßig ein notleidendes Mietverhältnis durch Kündigung 

beenden und eine Räumung des Mietobjekts durchsetzen wird. Das FG 

habe aber unberücksichtigt gelassen, dass es sich aufgrund der einge-

tretenen Pflegebedürftigkeit der Mieter um eine für beide Vertragspar-

teien besondere Situation gehandelt hat. In dieser Situation sei dem 

Vermieter – insbesondere eines langjährigen beanstandungsfreien 

Mietverhältnisses – hinsichtlich der Abwicklung ein gewisser Entschei-

dungsspielraum zuzubilligen, ob er das Mietverhältnis einvernehmlich 
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und kooperativ oder durch Kündigung und etwaige Räumungsklage 

einseitig beendet. In diesem Zusammenhang hätte das FG in seine 

Würdigung einbeziehen müssen, dass der Kläger das Mietverhältnis 

im Ergebnis innerhalb von etwa einem halben Jahr und damit zeitnah 

zur Unterbringung der Mieter im Pflegeheim beendet und abgewickelt 

hat. Vor dem Hintergrund, dass sich aufgrund der Pflegebedürftigkeit 

der Mieter deren Auszug aus dem Haus ohnehin abzeichnete, hätte 

auch berücksichtigt werden müssen, dass ein gerichtliches Verfahren 

im Zweifel mehr Zeit in Anspruch genommen hätte.

Auch die Annahme des FG, der Kläger habe seine Vermietungsabsicht 

bereits im Zeitpunkt der Unterbringung der Eltern in das Pflegeheim 

endgültig aufgegeben, weil er den Leerstand des Hauses hingenom-

men und das Haus bereits im Februar 2009 zum Verkauf angeboten 

habe, ist laut BFH nicht frei von Rechtsfehlern. Das FG habe sich hier-

für im Wesentlichen auf die Rechtsprechung des BFH zum Fortbeste-

hen der Vermietungsabsicht bei länger andauerndem Leerstand bei ei-

ner vorangehenden auf Dauer angelegten Vermietung gestützt. Diese 

lasse sich jedoch mangels Vergleichbarkeit der den Entscheidungen zu-

grunde liegenden Sachverhalte nicht auf den Streitfall übertragen. Das 

FG habe insoweit außer Acht gelassen, dass das Mietverhältnis recht-

lich erst zum Ablauf des Juni 2009 beendet worden ist und das Haus 

vor diesem Zeitpunkt noch nicht im Sinne der Senatsrechtsprechung 

vertragslos leer stand. Aus dem Umstand, dass der Kläger das Haus 

bereits im Februar 2009 zum Verkauf angeboten hat, folge noch nicht, 

dass er bereits zu diesem Zeitpunkt seinen Entschluss, das Haus zu ver-

mieten, endgültig aufgegeben hat. Zugunsten des Klägers sei vielmehr 

davon auszugehen, dass die durch die Aufnahme der Vermietungstä-

tigkeit gefasste Einkünfteerzielungsabsicht jedenfalls für die Dauer der 

Vermietungstätigkeit fortbesteht, auch wenn er die vermietete Immo-

bilie aufgrund eines neu gefassten Entschlusses später veräußert.

Entscheidend für die Abziehbarkeit der Aufwendungen ist laut BFH 

insoweit, dass diese während der Vermietungszeit entstanden sind, 

also bezogen auf den Streitfall, solange ein Anspruch der Eltern auf 

Nutzungsüberlassung des Hauses gegenüber dem Kläger bestand. 

Anhaltspunkte dafür, dass das während der Dauer des Mietvertrags 

fortbestehende Nutzungsrecht ausnahmsweise durch eine konkluden-

te oder ausdrückliche Vereinbarung bereits vor Beendigung des Miet-

verhältnisses im Sinne des § 542 BGB erloschen sein könnte, hat das 

FG nicht festgestellt. Auch insoweit könne dem Kläger nicht entgegen 

gehalten werden, er habe die rechtliche Möglichkeit zur Beendigung 

des notleidend gewordenen Mietverhältnisses zu einem früheren Zeit-

punkt ungenutzt verstreichen lassen.

Da die Schlussfolgerungen des FG in seinen tatsächlichen Feststellun-

gen keine Stütze finden, hat der BFH das Urteil aufgehoben und ent-

schieden, dass jedenfalls die bis zur Beendigung des Mietverhältnisses 

und Räumung des Hauses Ende Juli 2009 durch die Vermietungstätig-

keit angefallenen Aufwendungen dem Grunde nach als Werbungskos-

ten bei den Einkünften aus Vermietung und Verpachtung steuerlich zu 

berücksichtigen sind.

Bundesfinanzhof, Urteil vom 11.07.2017, IX R 42/15

Einem Pflichtteilsberechtigtem muss Auskunft erteilt 
werden

Ein Erbe muss einem Pflichtteilsberechtigten über Schenkungen in-

formieren. Das gelte auch dann, so das Oberlandesgericht Stuttgart, 

wenn der Erblasser noch zu Lebzeiten Werte verschenkt hat und das 

bereits mehrere Jahre zurückliegt. Denn die Höhe des Pflichtanteils 

berechnet sich nach dem Wert, der beim Tod des Erblassers vorhan-

den ist. Dazu gehören laut Gesetz aber auch Werte, die der Erblasser in 

dem Zeitraum von zehn Jahren vor seinem Tod verschenkt hat. 

Im konkreten Fall stellte sich heraus, dass die Konten des Verstorbenen 

trotz eines monatlichen Geldeingangs von rund 1.700 Euro leer waren. 

Es war naheliegend, dass er zu Lebzeiten Geld verschenkt hatte. Der 

Erbe gab an, davon nichts zu wissen und ermächtigte den Pflichtteils-

berechtigten, selbst Auskünfte bei der Bank des Verstorbenen einzu-

holen. 

Das reiche nicht, so das Gericht. Der Pflichtteilsberechtigte könne da-

rauf bestehen, dass er vom Erben informiert werde. Fehlen dazu An-

gaben, so müsse er Freunde und Verwandte fragen. Außerdem muss 

er von seinem Auskunftsrecht gegenüber der Bank Gebrauch machen 

– also Kontoauszüge, Sparbücher oder vergleichbare Bankunterlagen 

der vergangenen zehn Jahre einsehen lassen. 

OLG Stuttgart, 19 W 78/15 vom 26.01.2016
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Fremdabhebegebühren bei Geldautomaten:  
Kartellamt lehnt derzeit Regulierung ab

Das Bundeskartellamt (BKartA) lehnt derzeit eine staatliche Regulie-

rung der Entgelte bei Geldabhebungen an Automaten fremder Geld-

institute ab. Es bestehe die Gefahr, dass ansonsten an bestimmten 

Standorten gar keine Geldautomaten mehr unterhalten würden.

Eine umfassende Untersuchung zu der Frage der Entgelte bei Geldab-

hebungen an „Fremdautomaten“ habe ergeben, dass es heute für die 

meisten Verbraucher möglich sei, hohe Gebühren beim Geldabheben 

zu vermeiden, indem man entweder zur eigenen Bank geht, auf die 

bestehenden Verbundsysteme zurückgreift, einen anderen, preisgüns-

tigeren Automaten benutzt, sich bei Tankstellen oder im Handel mit 

Bargeld versorgt oder auch eine Kreditkarte zum Abheben verwendet, 

so BKartA-Präsident Andreas Mundt. Grundlegend dafür sei die 2011 

eingeführte Kostentransparenz, also die Tatsache, dass der Verbrau-

cher vor der Transaktion am Automaten über die anfallenden Kosten 

informiert wird und sich gegebenenfalls dann noch anders entscheiden 

kann.

Eine staatliche Regulierung der Fremdabhebeentgelte wäre nach 

Ansicht des BKartA derzeit nicht zielführend. Zu niedrig angesetz-

te Höchstgrenzen für die Entgelte könnten dazu führen, dass an be-

stimmten Standorten gar keine Automaten mehr unterhalten würden. 

Mundt kündigte aber an, dass seine Behörde den Markt weiter beob-

achten werde. Möglich sei, dabei in Einzelfällen, nämlich bei besonders 

hohen Fremdabhebegebühren an Geldautomaten, für die es weit und 

breit keine Alternative gibt, Preismissbrauchsverfahren einzuleiten. 

Außerdem spielten die bestehenden Geldautomatenverbünde eine 

wichtige Rolle. Aufgrund ihrer bedeutenden Marktposition seien diese 

verpflichtet, über die Aufnahme beziehungsweise die Ablehnung neuer 

Mitglieder nach fairen, diskriminierungsfreien Kriterien zu entscheiden.

Zur Zeit existieren laut BKartA in Deutschland vier verschiedene Geld-

automatenverbünde: der Genossenschaftsbanken, der Sparkassen-

organisation, einen Verbund mehrerer größerer Privatbanken (Cash-

Group) sowie den kleinsten Verbund, dem Privatbanken und einige 

Banken, die dem Genossenschaftssektor zuzurechnen sind, angehören 

(Cash-Pool). Innerhalb der Geldautomatenverbünde fielen für die Kun-

den der Mitgliedsbanken keine oder nur sehr geringe Kosten für die 

Nutzung eines fremden Geldautomaten an.

Bundeskartellamt, PM vom 15.09.2017

Mietpreisbremse: Frankfurter Amtsgericht geht von 
Rechtmäßigkeit aus

Das Amtsgericht (AG) Frankfurt am Main hat in einer am 20.09.2017 

verkündeten Entscheidung die so genannte Mietpreisbremse in § 556d 

des Bürgerlichen Gesetzbuches (BGB) für rechtmäßig erklärt. Die Re-

gelung sei formell wie materiell rechtmäßig. Sie verstoße weder gegen 

Artikel 14 Grundgesetz (GG) noch gegen Artikel 3 GG. Sie diene einem 

legitimen Zweck, nämlich in Gebieten mit besonderer Gefährdungsla-

ge die Miethöhe zu dämpfen und der direkten oder indirekten Verdrän-

gung wirtschaftlich weniger leistungsfähiger Bevölkerungsgruppen 

entgegenzuwirken.

Bei einer im Rahmen des Artikels 14 GG vorzunehmenden Abwägung 

der Interessen des Vermieters an einer angemessenen wirtschaftlichen 

Verwertung seines Eigentums und den Interessen des Mieters, den 

erschwinglichen Wohnraum auch in einem angespannten Wohnungs-

markt zu erhalten, sei die Regelung eine angemessene Maßnahme.

Darüber hinaus erklärte das Gericht die hessische Mietenbegrenzungs-

verordnung vom 17.06.2016 für rechtmäßig. Die hessische Landesre-

gierung habe im Rahmen der Verordnung den ihr eingeräumten Beur-

teilungsspielraum ausgeübt. Die dazu erhobene Datengrundlage reicht 

nach Auffassung des Gerichtes aus. Dies gelte insbesondere für den 

Wohnungsmarkt in Frankfurt am Main.

Damit entschied das AG Frankfurt in einem ersten Verfahren, dass Ver-

mieter sich nicht darauf berufen können, dass die Mietpreisbremse und 

die darauf basierende hessische Verordnung rechtswidrig seien. Die 

Entscheidung ist allerdings noch nicht rechtskräftig.

AG Frankfurt am Main, Entscheidung vom 20.09.2017, nicht rkr

Absenkung der Grunderwerbsteuer:  
Steuerzahlerbund fordert konkrete Maßnahmen 

Nachdem sich die Länder Nordrhein-Westfalen und Schleswig-Hol-

stein am 22.09.2017 im Bundesrat für die Einführung von Freibeträ-

Allgemeine 
Informationen
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gen bei der Grunderwerbsteuer eingesetzt haben, fordert der Bund der 

Steuerzahler e.V. (BdSt) nun konkrete Maßnahmen. Letztlich sei der 

Bundestag am Zug, um Änderungen bei der Grunderwerbsteuer her-

beizuführen.

„Bei der Grunderwerbsteuer liefern sich die Länder seit Jahren einen 

Wettlauf um den höchsten Steuersatz“, kritisiert BdSt-Präsident Rei-

ner Holznagel. Damit verbaue der Staat vor allem jungen Familien den 

Weg zum Eigenheim. „Vage Versprechen reichen hier nicht aus. Was 

die Bürger brauchen, sind spürbare Entlastungen, damit Wohneigen-

tum bezahlbar bleibt“, so Holznagel.

Mit Steuersätzen von bis zu 6,5 Prozent habe sich die Grunderwerb-

steuer zu einer „Wohneigentums-Bremse“ entwickelt, so der BdSt. 

Denn die Steuer könne nicht kreditfinanziert werden, sondern müs-

se aus dem Eigenkapital aufgebracht werden. Dies hindere vor allem 

Familien und Bezieher mittlerer Einkommen daran, ein Eigenheim zu 

erwerben.

Die Grunderwerbsteuer hemme die Bildung von Wohneigentum auch 

deshalb, weil sie den größten Teil der Erwerbsnebenkosten ausma-

che. Dies verteuere den Kauf eines Eigenheims und belaste somit eine 

wichtige Säule der privaten Altersvorsorge, die von vielen Bürgern 

wertgeschätzt werde. Auch deshalb hinke Deutschland im internati-

onalen Vergleich beim Wohneigentum hinterher: Denn trotz Niedrig-

zinspolitik stagniere die Wohneigentumsquote seit Jahren auf einem 

niedrigen Niveau von rund 45 Prozent.

Der BdSt fordert daher, den Ersterwerb von selbstgenutztem Wohn-

eigentum bis zu einer Wohnfläche von 200 Quadratmetern komplett 

steuerfrei zu stellen. Dann würden die Bürger, die ein Eigenheim erwer-

ben wollen, wirksam entlastet. Zudem sollten die überhöhten Steuer-

sätze deutlich abgesenkt werden.

Seit September 2006 können die Länder die Steuersätze bei der 

Grunderwerbsteuer selbst bestimmen. Seither hätten 14 Bundeslän-

der die Grunderwerbsteuer insgesamt 27 Mal erhöht, so der BdSt. In 

Brandenburg, Thüringen, Nordrhein-Westfalen, Schleswig-Holstein 

und im Saarland sei der Steuersatz mit 6,5 Prozent am höchsten. Nur 

in Bayern und Sachsen liege er bei unveränderten 3,5 Prozent.

Bund der Steuerzahler e.V., PM vom 22.09.2017

Internatskosten als Kinderbetreuungskosten  
absetzbar

Kosten, die erwerbstätigen Eltern für die Unterbringung ihres minder-

jährigen Kindes in einem Internat entstanden sind, können als Kinder-

betreuungskosten von der Steuer abgesetzt werden. Dies zeigt ein vom 

Finanzgericht (FG) Thüringen entschiedener Fall.

Die verheirateten Kläger waren im Streitjahr beide berufstätig. Ihre 

1998 geborene Tochter besuchte damals eine Ganztagsschule. Wäh-

rend der Schulwochen war sie in dem der Schule angegliederten In-

ternat untergebracht. Dafür entrichteten die Kläger im Streitjahr eine 

Gesamtgebühr von 2.435 Euro, wovon 1.035 Euro auf die Unterkunft 

und 1.400 Euro auf die Verpflegung entfielen. Die Gebühren für die In-

ternatsunterbringung enthalten nur Sachaufwendungen des Internats. 

In ihrer Einkommensteuererklärung für das Streitjahr vom 13.02.2012 

machten die Kläger die Unterkunftskosten wegen ihrer Erwerbstä-

tigkeit als Kinderbetreuungskosten geltend. Das beklagte Finanzamt 

versagte die Berücksichtigung der Kinderbetreuungskosten im Ein-

kommensteuerbescheid. Zur Begründung verwies es darauf, dass keine 

klare Trennung zwischen den Unterkunfts- beziehungsweise den Be-

treuungskosten möglich sei.

Hiergegen klagten die Kläger erfolgreich. Nach § 9c Absatz 1 Satz 1 

Einkommensteuergesetz (EStG) in der in den Streitjahren geltenden 

Fassung könnten Aufwendungen für Dienstleistungen zur Betreuung 

eines zum Haushalt des Steuerpflichtigen gehörenden Kindes im Sinne 

des § 32 Absatz 1 EStG, die wegen einer Erwerbstätigkeit des Steuer-

pflichtigen anfallen, unter anderem bei Kindern, die das 14. Lebensjahr 

noch nicht vollendet haben, in Höhe von zwei Dritteln der Aufwendun-

gen bei der Ermittlung der Einkünfte wie Betriebsausgaben abgezogen 

werden. 

Nach der Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs (BFH) sei der vom 

Gesetz nicht definierte Begriff der Kinderbetreuung weit zu fassen. 

Neben der behütenden und beaufsichtigenden Betreuung im Sinne 

eines Schutzes vor Gefahren, Verletzungen und Schäden umfasse er 

grundsätzlich auch die Personensorge im Sinne des § 1631 Bürgerliches 

Gesetzbuch (BGB). Weiter erstrecke er sich, mit Ausnahme der durch 

das Kindergeld oder die Freibeträge des § 32 Absatz 6 EStG bereits ab-

gegoltenen Verpflegung des Kindes, auch auf Elemente der Pflege und 
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Erziehung, also die Sorge für das geistige, seelische und körperliche 

Wohl des Kindes, mithin die pädagogisch sinnvolle Beaufsichtigung, 

wobei der Gesetzgeber keinen auf die Beaufsichtigung und die Behü-

tung beschränkten Betreuungsbegriff vertreten hat. Ebenso hindere 

ein etwaiger Bildungsauftrag der Einrichtung, in der die Betreuung des 

Kindes erfolgt, regelmäßig nicht den vollständigen Abzug der von den 

Eltern geleisteten Beiträge und Gebühren.

Aufwendungen für die Kinderbetreuung seien alle Ausgaben in Geld 

oder Geldeswert (zum Beispiel Wohnung, Kost, Waren, Sachleistun-

gen), die für die Betreuung eines Kindes aufgebracht werden. Ent-

stehen Kosten gleichzeitig für andere Leistungen, seien diese Kosten 

grundsätzlich im Schätzungswege aufzuteilen.

Hiervon ausgehend, insbesondere von dem Grundsatz, dass der Be-

treuungsbegriff weit zu fassen ist, finde die vom Beklagten vertretene 

Rechtsauffassung keine Grundlage im Gesetz, so das FG Thüringen. 

Das von ihm für wesentlich erachtete Kriterium, wonach für die An-

erkennung von Betreuungsaufwendungen nach § 9c Absatz 1 EStG die 

persönliche Fürsorge für das Kind im Vordergrund stehen müsse und 

Betreuung in diesem Sinne nur die behütende oder beaufsichtigende 

Betreuung sei, habe der BFH verworfen (Urteil vom 19.04.2012, III R 

29/11). Etwas anderes ergebe sich auch nicht aus dem für das Streit-

jahr anzuwendende BMF-Schreiben vom 19.01.2007. Auch wenn darin 

gefordert wird, dass die behütende oder beaufsichtigende Betreuung 

der Dienstleistung erkennbar zugrunde liegen muss, seien unter Rand-

nummer 1 ausdrücklich die Aufwendungen für die Unterbringung von 

Kindern in Kinderheimen als berücksichtigungsfähig aufgeführt.

Bereits die ausdrückliche Erwähnung der Unterbringung in einem Kin-

derheim stehe deshalb dem Argument des Beklagten entgegen, die 

Internatsunterbringung sei nicht mit einer Betreuung in einem Kinder-

garten oder Hort vergleichbar, da bei letzteren der Hauptaugenmerk 

auf der Betreuung der Kinder liege und hier der Betreuungsaufwand als 

Inklusivleistung nur eine untergeordnete Rolle spiele. Worin der Un-

terschied bei der Beurteilung der von einem Kinderheim oder, wie hier, 

einem Internat erbrachten Betreuung liegen soll, sei nicht nachvoll-

ziehbar, so das FG. Denn beide Institutionen müssten unterschiedslos 

die ihnen für das Kind übertragene Personensorge im Sinne des § 1631 

BGB wahrnehmen. Dem kämen sie unter anderem mit der Beherber-

gung und Beaufsichtigung des Kindes während dessen Anwesenheit 

nach. Das FG erachte deshalb die vom Beklagten praktizierte unter-

schiedliche Behandlung von Schulinternaten und Kinderheimen bei 

der Beurteilung des Kriteriums der Kinderbetreuung für unzulässig.

Der Abzugsfähigkeit der Aufwendungen nach § 9c EStG stehe auch 

nicht entgegen, dass die Kläger im Streitfall mit den Gebühren tat-

sächlich nur anteilig mit Sachkosten der Unterbringung und nicht mit 

den Personalkosten des Internats, die der Freistaat Thüringen im Er-

gebnis zu 100 Prozent subventioniert, belastet sind. Es obliege allein 

dem Freistaat zu entscheiden, ob und in welcher Höhe er Sach- oder 

Personalkosten in seine Gebührenkalkulation einbezieht. Da zu den 

Aufwendungen für die Kinderbetreuung alle Ausgaben in Geld oder 

Geldeswert, wie Wohnung, Kost, Waren und Sachleistungen zählten, 

sei eine Differenzierung nach Kostenarten nicht nötig, solange diese 

im Rahmen der Kinderbetreuung anfallen, so das FG.

Die Abzugsfähigkeit scheitere auch nicht an der Tatbestandsvorausset-

zung, dass die Erwerbstätigkeit des Steuerpflichtigen ursächlich für das 

Entstehen des Betreuungsaufwandes sein muss. Da die Aufwendungen 

wie Werbungskosten oder Betriebsausgaben zu behandeln sind, genü-

ge ein tatsächlicher und wirtschaftlicher objektiver Zusammenhang 

mit der Erwerbstätigkeit des Steuerpflichtigen. Einer Zwangsläufigkeit, 

Üblichkeit, Notwendigkeit, Angemessenheit oder Zweckmäßigkeit der 

Aufwendungen bedürfe es nicht. Demgemäß sei im Streitfall allein die 

Tatsache maßgeblich, dass beide Kläger wegen ihrer unstreitigen Be-

rufstätigkeit eine Betreuung des Kindes in Anspruch genommen haben.

Finanzgericht Thüringen, Urteil vom 25.10.2016, 2 K 95/15

Gesetzliche Rentenversicherung: Fehlende Beitrags-
entlastung für Eltern nicht verfassungswidrig

Es verstößt nicht gegen die Verfassung, wenn von Eltern wegen ihrer 

Betreuungs- und Erziehungsleistungen keine niedrigeren Beiträge zur 

gesetzlichen Rentenversicherung gefordert werden. Dies hat das Bun-

dessozialgericht (BSG) entschieden und damit seine frühere Rechtsan-

sicht bekräftigt. 

Zwar leisteten Eltern durch die Betreuung und Erziehung von Kindern 

unbestreitbar über ihre monetären Beiträge hinaus auch einen gene-

rativen Beitrag, der sich auf den Erhalt der umlagefinanzierten gesetz-

lichen Rentenversicherung auswirkt, wenn die Kinder später selbst zu 
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Beitragszahlern werden, so das BSG. Dass Eltern und Kinderlose bei 

der Beitragsbemessung dennoch gleich behandelt werden, verstoße 

indes nicht gegen die Verfassung. Denn es gebe im Leistungsrecht der 

gesetzlichen Rentenversicherung zusätzliche Leistungen für Eltern, 

zum Beispiel Kindererziehungszeiten. Hierdurch habe der Gesetzgeber 

den ihm bei der Gestaltung der gesetzlichen Rentenversicherung zu-

kommenden Spielraum in verfassungsrechtlich unbedenklicher Weise 

genutzt.

Inwieweit eine stärkere Berücksichtigung der Betreuungs- und Erzie-

hungsleistung möglicherweise sozialpolitisch wünschenswert oder 

angezeigt ist, obliege allein der Entscheidung des hierzu berufenen 

parlamentarischen Gesetzgebers.

Das BSG hat damit seine in den Urteilen aus den Jahren 2006 und 2015 

geäußerte Rechtsauffassung bestätigt. Eine Vorlage an das Bundesver-

fassungsgericht erfolgte wiederum nicht.

In formaler Hinsicht allerdings bekamen die Kläger Recht: Im Verfah-

ren B 12 KR 13/15 R hob das BSG die angefochtenen Bescheide auf, 

weil darin zu Unrecht ein Anspruch auf Überprüfung früherer Beschei-

de verneint wurde. Auch im Verfahren B 12 KR 14/15 R hob das BSG 

die angefochtenen Bescheide aus formalen Gründen auf. Mit ihrem 

eigentlichen Begehren einer Beitragsentlastung in der gesetzlichen 

Renten- und Krankenversicherung sowie in der sozialen Pflegeversi-

cherung drangen die Kläger aber auch in diesem Verfahren nicht durch, 

weil ihr ursprünglicher Antrag nur die gesetzliche Rentenversicherung 

betraf.

Bundessozialgericht, Entscheidung vom 20.07.2017, B 12 KR 13/15 R 

und B 12 KR 14/15 R

Nachbarhaus: Anlehnen einer Leiter unzulässig

Das Anlehnen einer Leiter an der Dachrinne des Nachbarn und das 

Bohren von Löchern an der Außenwand des Nachbarhauses verlet-

zen das Eigentumsrecht der Nachbarn. Dies hat das Amtsgericht (AG) 

München entschieden.

Die Parteien des Rechtsstreits sind Nachbarn zweier angrenzender 

Reihenmittelhäuser. Während des mehrwöchigen Sommerurlaubs der 

Kläger im Jahr 2015 errichteten die Beklagten zwischen den Terrassen 

der Reihenmittelhäuser der Parteien eine Holztrennwand ohne vorhe-

rige Genehmigung der Kläger. Die Trennwand befestigten sie an der 

Wohnzimmeraußenwand der Kläger im ersten Stock über Bohrlöcher 

und Dübel. Während des laufenden Gerichtsverfahrens beseitigten die 

Beklagten die Befestigung der Sichtschutzwand am Haus der Kläger 

und verfüllten die Dübellöcher.

Außerdem lehnten die Beklagten über mehrere Monate hinweg eine 

große, schwere Metallleiter an die Dachziegelabschlusskante des Hau-

ses der Kläger an. Diese Leiter kann die Dachziegelabschlusskante des 

Hauses der Kläger beschädigen. Sie lehnte zudem auf Höhe des Dach-

flächenfensters der Kläger und ermöglichte den Einblick in den Wohn- 

und Schlafraum der Kläger. Die Beklagten weigerten sich, die Leiter zu 

entfernen, da sie zu 100 Prozent auf ihrem eigenen Grundstück stehe.

Die Kläger erhoben Klage gegen ihre Nachbarn auf dauerhafte Entfer-

nung der Leiter und darauf, es zukünftig zu unterlassen, Dübellöcher 

und Befestigungen an der Wohnzimmeraußenwand der Kläger anzu-

bringen. Das AG München gab ihnen Recht.

Das Anlehnen der Leiter stelle eine Beeinträchtigung des Eigentums 

dar. Durch das Anlehnen an die Dachkante der Kläger nutzten die Be-

klagten die Dachkante der Kläger, so die zuständige Richterin. Das Ei-

gentumsrecht beinhalte auch die Ausschlussfunktion, jeden Nichtbe-

rechtigten von der Nutzung seines Eigentums abzuhalten. Die Kläger 

könnten daher von den Beklagten die Entfernung der Leiter verlangen. 

Die Kläger könnten auch verlangen, dass die Nachbarn Eingriffe in die 

Bausubstanz ihrer Wohnzimmeraußenwand unterlassen, so das AG 

München weiter. Die Anbringung von Bohrlöchern in die Wohnzim-

meraußenwand des Hauses der Kläger durch die Beklagten stelle eine 

Beeinträchtigung des Eigentums der Kläger dar. Durch diesen Eingriff 

bestehe die Gefahr, dass Wasser in die Wohnzimmerwand der Kläger 

eindringt und/oder Frostschäden entstehen.

Amtsgericht München, Urteil vom 12.01.2017, 233 C 29540/15, 

rechtskräftig


